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Duisburg AG – wesentliche Änderung des HKW I  S. 121 

 

C.  Rechtsvorschriften und Bekanntmachungen 
anderer Behörden und Dienststellen 

96  Allgemeinverfügung der Oberen Jagdbehörde  S. 122 

 
97  Bekanntmachung des Jahresabschlusses des 

Zweckverbandes Bergische Volkshochschule für das 
Geschäftsjahr 2011  S. 122 

  

B. Verordnungen, Verfügungen und 
Bekanntmachungen der  

Bezirksregierung 
 

 

94 Anerkennung einer Stiftung  
         (European Skin Cancer Foundation) 
 
Bezirksregierung 
21.13-St. 1642 
 

Düsseldorf, den 28. März 2013 
 
Die Bezirksregierung Düsseldorf hat die  
 
Stiftung: „European Skin Cancer Foundation“ 
 
mit Sitz in Essen gemäß § 80 BGB in Verbindung 
mit § 2 StiftG NRW anerkannt. Die Stiftung ist seit 
dem 25.03.2013rechtsfähig. 
 
 
 
 
 
 
 
 

Abl. Bez. Ddf. 2013 S. 121 
 

 

 

 

95 Bekanntgabe nach § 3 a UVPG über 
die Feststellung der UVP-Pflicht für 
ein Vorhaben der Stadtwerke Duis-
burg AG – wesentliche Änderung des 
HKW I 

 
 
Bezirksregierung 
53.01-100-53.0021/13/0101.1 
 

Düsseldorf, den 28. März 2013 
 
Bekanntgabe nach § 3 a UVPG über die Feststel-
lung der UVP-Pflicht für ein Vorhaben der 
Stadtwerke Duisburg AG – wesentliche Ände-
rung des HKW I 
 
Die Stadtwerke Duisburg AG, Bungertstraße 27, 
47053 Duisburg hat mit Datum vom 21.01.2013 
einen Antrag nach § 16 Abs. 1 BImSchG zur we-
sentlichen Änderung des HKW I bei der Mitver-
brennung von Ersatzbrennstoffen gestellt. Gegen-
stand des Änderungsantrags ist die Erhöhung der 
Grenzwerte für Mangan und Kupfer in den Ersatz-
brennstoffen auf die im Leitfaden zur energetischen 
Verwertung von Abfällen in Mitverbrennungsanla-
gen des Umweltministeriums NRW genannten 
Werte und die Änderung des Verfahrens zur Wie-
deraufnahme der Mitverbrennung nach Maximal-
wertüberschreitungen. 
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Das Vorhaben bedarf nach § 3e Abs. 1 Ziffer 2 in 
Verbindung mit § 3c Abs. 1 UVPG einer allgemei-
nen Vorprüfung des Einzelfalls, ob eine Verpflich-
tung zur Durchführung einer Umweltverträglich-
keitsprüfung besteht. Im vorliegenden Fall hat diese 
Prüfung ergeben, dass nicht mit erheblichen nach-
teiligen Auswirkungen auf die Umwelt zu rechnen 
ist. Gemäß § 3 a Satz 1 UVPG stelle ich daher fest, 
dass für das beantragte Vorhaben keine Verpflich-
tung zur Durchführung einer Umweltverträglich-
keitsprüfung besteht. 
 
Die Feststellung ist gemäß § 3 a Satz 3 UVPG nicht 
selbständig anfechtbar. 
 
Im Auftrag 
gez. Thaler 
 
 
 
 
 

Abl. Bez. Ddf. 2013 S. 121 

 

 

 

C. Rechtsvorschriften  
und Bekanntmachungen anderer 

 Behörden und Dienststellen 
 

 

96 Allgemeinverfügung der Oberen 
Jagdbehörde  

 
Die von der Oberen Jagdbehörde erlassene 
 

Allgemeinverfügung 
 
vom 31.01.2013 wird wie folgt geändert: 
 
Der unter I. genannte Zeitraum zur Aufhebung der 
Schonzeit für Ringeltauben zur Vermeidung über-
mäßiger Wildschäden am Raps und am Getreide im 
Regierungsbezirk Düsseldorf wird um die Zeit vom 
03.04.2013 bis zum 30.04.2013 erweitert. 
 
Im Übrigen bleibt die Allgemeinverfügung vom 
31.01.2013 weiter bestehen. 
 
Gründe: 
Diese Maßnahme ist im Sinne des Art. 9 Abs. 1 a) 
3. Alt. der EG-Vogelschutzrichtlinie erforderlich, 
um erhebliche Schäden am Raps und am Getreide 
abzuwenden, weil es keine andere zufrieden stel-
lende Lösung und insbesondere keine wirksamen 
Abwehrmaßnahmen gibt. Aufgrund der kalten Wit-
terung verzögert sich das Wachstum des Raps und 

Getreides und es besteht somit weiterhin eine 
übermäßige Gefährdung der v. g. Kulturen durch 
Ringeltauben. 
 
Düsseldorf, den 3. April 2013 
 
Landesbetrieb Wald und Holz 
Nordrhein-Westfalen 
- Obere Jagdbehörde – 

 

Im Auftrag  
Langer 
 

 

 
Abl. Bez. Ddf. 2013 S. 122 

 

 

97 Bekanntmachung des Jahresabschlus-
ses des Zweckverbandes Bergische 
Volkshochschule für das Geschäfts-
jahr 2011 

 
 
Die Verbandsversammlung des Zweckverbandes 
Bergische Volkshochschule hat am 13.12.2012 den 
nachfolgenden Beschluss gefasst: 
 
1. Der vorgelegte Jahresabschluss 2011 des Zweck-
verbandes Bergische Volkshochschule - bestehend 
aus Bilanz, Gewinn- und Verlustrechnung sowie 
Anhang - schließt mit einem ausgeglichenen Er-
gebnis ab und wird festgestellt. 
2. Der Leitung des Zweckverbandes Bergische 
Volkshochschule wird für das Geschäftsjahr 2011 
Entlastung erteilt. 
3. Dem Verbandsvorsteher wird für das Geschäfts-
jahr 2011 Entlastung erteilt. 
 
Die Gemeindeprüfungsanstalt des Landes Nord-
rhein-Westfalen hat hierzu unter dem 14.02.2013 
den beigefügten abschließenden Vermerk erteilt. 
 
Die GPA NRW ist gemäß § 106 GO NRW gesetz-
licher Abschlussprüfer des Betriebes Bergische 
VHS. Zur Durchführung der Jahresabschlussprü-
fung zum 31.12.2011 hat sie sich der Wirtschafts-
prüfungsgesellschaft thp - treuhandpartner GmbH, 
Krefeld, bedient. 
 
Diese hat mit Datum vom 20.08.2012 den nachfol-
gend dargestellten uneingeschränkten Bestäti-
gungsvermerk erteilt. 
 
„Wir haben den Jahresabschluss - bestehend aus 
Bilanz, Gewinn- und Verlustrechnung sowie An-
hang - unter Einbeziehung der Buchführung und 
den Lagebericht der Bergische Volkshochschule 
Zweckverband der Städte Solingen - Wuppertal für 
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allgemeine und –berufliche Weiterbildung sowie 
Familienbildung für das Geschäftsjahr vom 1. Ja-
nuar bis zum 31. Dezember 2011 geprüft. Die 
Buchführung und die Aufstellung von Jahresab-
schluss und  Lagebericht nach den deutschen han-
delsrechtlichen Vorschriften und den ergänzenden 
Bestimmungen der Satzung liegen in der Verant-
wortung des gesetzlichen Vertreters des Zweckver-
bandes. Unsere Aufgabe ist es, auf der Grundlage 
der von uns durchgeführten Prüfung eine Beurtei-
lung über den Jahresabschluss unter Einbeziehung 
der Buchführung und über den Lagebericht abzuge-
ben. 
 
Wir haben unsere Jahresabschlussprüfung nach § 
317 HGB und §§ 106, 107 Gemeindeordnung NRW 
unter Beachtung der vom Institut der Wirtschafts-
prüfer (IDW) festgestellten deutschen Grundsätze 
ordnungsmäßiger Abschlussprüfung vorgenommen. 
Danach ist die Prüfung so zu planen und durchzu-
führen, dass Unrichtigkeiten und Verstöße, die sich 
auf die Darstellung des durch den Jahresabschluss 
unter Beachtung der Grundsätze ordnungsmäßiger 
Buchführung und durch den Lagebericht vermittel-
ten Bildes der Vermögens-, Finanz- und Ertragslage 
wesentlich auswirken, mit hinreichender Sicherheit 
erkannt werden. Bei der Festlegung der Prüfungs-
handlungen werden die Kenntnisse über die Ge-
schäftstätigkeit und über das wirtschaftliche und 
rechtliche Umfeld des Zweckverbandes sowie die 
Erwartungen über mögliche Fehler berücksichtigt. 
Im Rahmen der Prüfung werden die Wirksamkeit 
des rechnungslegungsbezogenen internen Kontroll- 
systems sowie Nachweise für die Angaben in Buch-
führung, Jahresabschluss und Lagebericht überwie-
gend auf der Basis von Stichproben beurteilt. Die 
Prüfung umfasst die Beurteilung der angewandten 
Bilanzierungsgrundsätze und der wesentlichen 
Einschätzungen des gesetzlichen Vertreters sowie 
die Würdigung der Gesamtdarstellung des Jahres-
abschlusses und des Lageberichtes. Wir sind der 
Auffassung, dass unsere Prüfung eine hinreichend 
sichere Grundlage für unsere Beurteilung bildet. 
 
Unsere Prüfung hat zu keinen Einwendungen ge-
führt. 
 
Nach unserer Beurteilung aufgrund der bei der 
Prüfung gewonnenen Erkenntnisse entspricht der 
Jahresabschluss den gesetzlichen Vorschriften und 
vermittelt unter Beachtung der Grundsätze ord-
nungsmäßiger Buchführung ein den tatsächlichen 
Verhältnissen entsprechendes Bild der Vermögens-, 
Finanz- und Ertragslage des Zweckverbandes. Der 
Lagebericht steht in Einklang mit dem Jahresab-
schluss, vermittelt insgesamt ein zutreffendes Bild 
von der Lage des Zweckverbandes und stellt die 
Chancen und Risiken der zukünftigen Entwicklung 
zutreffend dar." 
 
Der Bestätigungsvermerk des Wirtschaftsprüfers 
wird gemäß § 3 der Verordnung über die Durchfüh-

rung der Jahresabschlussprüfung bei Eigenbetrieben 
und prüfungspflichtigen  Einrichtungen (JAP DVO) 
wie folgt durch die GPA NRW ergänzt: 
 
"Ein nach § 10 EigVO vorgeschriebenes Risiko-
früherkennungssystem ist bisher nicht eingerichtet 
worden." 
 
Herne, den 14. Februar 2012 
GPA NRW 
Im Auftrag 
Manuela Gebendorfer 
 
Solingen, den 20. März 2013 
Der Verbandsvorsteher 
 
 
 
 
 

Abl. Bez. Ddf. 2013 S. 122 
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Veröffentlichungsersuche für das Amtsblatt und den Öffentlichen Anzeiger – Beilage zum Amtsblatt – sind nur an die  
Bezirksregierung – Amtsblattverwaltung – in 40474 Düsseldorf zu richten. 

Das Amtsblatt mit dem Öffentlichen Anzeiger erscheint wöchentlich 
  

Redaktionsschluss: Mittwoch der Vorwoche 10.00 Uhr. 
 

Laufender Bezug nur im Abonnement. Bezugspreis jährlich 25,00 € zzgl. Versandkosten jährlich 51,00 €. 
 

Einrückungsgebühr für die zweispaltige Zeile oder deren Raum 1,00 €.  
Für das Belegblatt werden 1,00 € zzgl. 1,45 € Versandkosten erhoben.  

Bezug von Einzellieferungen: 2,00 € zzgl. 1,45 € Versandkosten, werden zum Jahresende per Rechnung ausgewiesen. 
 

In den Bezugs- und Einzelpreisen ist keine Umsatzsteuer i. S. d. § 14 UStG enthalten. 
 

Abonnementsbestellungen und -kündigungen wie folgt: 
Zum 30.06. eines Jahres – Eingang bis 01.04. 
Zum 31.12. eines Jahres – Eingang bis 01.10. 

 
Bezug durch die Bezirksregierung Düsseldorf 

Cecilienallee 2, 40474 Düsseldorf, 
Auskunft erteilt Frau Feil, Tel: 0211-475-2644 

Email: amtsblatt@brd.nrw.de 
 

Adressänderungen, Kündigungen etc. ausschließlich an die Bezirksregierung Düsseldorf 
Druck, Vertrieb und Herausgeber: Bezirksregierung Düsseldorf 
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